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2 Geletzblatt ER 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 4 a a Ausgegeben Danzig, den 21. Januar 1922 


Inhalt. Geſetz zur Anderung des Stempelſteuergeſetzes (S. 11). Kraftfahrzeugſteuergeſetz (S. 24). 


1 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
zur Anderung des Stempelſteuergeſ tes. 


Artikel 1. 


2: 31. Juli 1895 5 . 
Das Stempelſteuergeſetz vom 56. Junf 1909 wird wie folgt abgeändert: 


1. Es ſind zu verſtempeln: 
a) Tarifſtelle 31 (Jagdſcheine) 


dez Jähresjagdſchein miths a 300 DI 
der Tagesjagsſchein mi ET u ET e, 
der Jahresjagdſckein für Perſonen, welche nicht Angehörige des 
Freiſtaates find, mik — 1000 „ 
der Tagesjagdſchein für ſolche Perſonen mit 150 „ 
5 Die auf Grund des bisherigen Tarifes gelöften Jahresjagdſcheine bleiben bis zu ihrem 


Ablauf giltig, wenn fie vor dem 1. Oktober 1921 gelöft find, An Stelle von ſpäter gelöſten 
Jagdſcheinen ſind neue Jagdſcheine zu löſen; dabei iſt die Stempelſteuer ſür die alte Karte, ſoweit 
ſie verhältnis maßig auf den Reſt der Gültigkertsdauer entfällt, auf die neue Steuer anzurechnen. 
Bruchteile von Monaten werden hierbei nicht berückſichtigt. d 

p) Tariſſtelle Nr. 39 (1) a und b (Luſtbarkeiten): 
Genehmigungen der Orts polizeibehörden: 


a) zum Betriebe eines Zirkus mitt u a? 1000 M 
und eines nicht mit menſchlicher oder Bande Kraft bewegten 
Karuſſels oder eines Kinematographen und dergl. mit... 500 „ 


b) zur Veranſtaltung von Muſikaufführungen, Singſpielen, Geſangs 
und deklamatoriſchen Vorträgen, theatraliſchen Vorſtellungen oder 
ſonſtigen Enſtbarkeiten⸗aller Art mit 100 
Bei Luſtbarkeiten geringſügiger Art kann der Stempel bei Genehmigung au a) auf die 
Hälfte, zu b) auf 60, 40, 20 M, in ganz beſonderen Fällen bis auf 10 M ermäßigt werden. 
c) Tarijftelle Nr. 48 (Pacht- und Mietvertrage): 
Die unter J, 1 aufgeführten Miet- und Pachtverträge, ſofern der verabredete, nach der 
Dauer eines Jahres zu berechnende Pacht- oder Mietzins beträgt: 
mehr als 25 000 M aber nicht mehr als 30 000 M mit 210 v. H. 
30 00 % „ „„ , %% 
35 000 1 ” n „ " 40 000 " [2 28/0 „ 
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mehr als 50 000 M aber nicht mehr als 60 000 M mit 3 v. H. 

n ERETT - 

70 000 5 5 2 4 5 80 000 8 Se „ 

e rr 

e a TOO d , 

„ 100 000 „ 4 5 
d) Tarifstelle 51 (Polizeiſtunde): 

Genehmigungen der Verlängerung der Polizeiſtunde für einzelne Wirtshäuſer und öffent- 
liche Vergnügungsorte: 

Genehmigungen auf die Dauer von 3 Monaten (Saiſon) oder länger bis zu einem Jahr: 

1. bis 12 Uhr ſteuerfrei, 

2. bis 1 Uhr mit 1500 M, 

3. bis 2 Uhr mit 3000 M, 

4. darüber hinaus mit 6000 M. 

Genehmigungen für die Dauer von weniger als 3 Monaten, aber mehr als einer Woche 
mit der Hälfte der vorſtehend genannten Satze, Genehmigungen für einen einzelnen Tag bis zur 
Dauer von einer Woche mit 10 5 der genannten Sätze. 

Gehört der die Genehmigung nachzuſuchende Betrieb zur Gewerbeſteuerklaſſe IT, jo wird 
das Dreifache der nach Vorſtehendem fälligen Stempelgebühren erhoben, gehört er zur Gewerbe⸗ 
ſteuerklaſſe J, das Vierfache. a 

2. Zu den auf Grund des Tarifs zu erhebenden Stempelbetragen werden außer in den unter 3. be⸗ 
zeichneten Fällen, ſoweit die Höhe des im Einzelfalle zu erhebenden Stempelbetrages nicht nach dem 
Werte des Gegenſtandes zu berechnen iſt, Zuſchlage von 300 vom Hundert, im übrigen Zuſchläge 
von 100 v. H. erhoben. 


3. Zuſchläge werden nicht erhoben zu den nach Tarifſtelle 48, 11 zu Pacht⸗ und Mietverträgen über | 


im Inlande gelegene unbewegliche Sachen oder ihnen gleichgeachtete Rechte und den nach Nr. ! 
dieſes Geſetzes fälligen Stempelbeträgen. 
4. In Abänderung von § 4 Abſ. 1 Ziffer a des Geſetzes (ſachliche Stempelſteuerbefreiungen) ſind von 
der Stempelſteuer befreit: Urkunden über Gegenſtände, deren Wert nach Geld geſchätzt werden kann, 
wenn dieſer ent 300 M nicht überſteigt, inſoweit nicht der Tarif entgegenſtehende Beſtimmungen 
enthält. 
5. Die in der Tarifſtelle 71 (Verträge) unter Abſatz (3) b (Befreiungen) bezeichneten Arbeits und 
Dienſtverträge ſind ſtempelfrei, wenn der Jahresbetrag der Gegenleiſtung 15000 M nicht überſteigt. 
6. Anſtelle der Vorſchriften des 8 7 Abſ. 1 und 2 treten folgende Beſtimmungen: 


Die Steuerpflichtigen ſind zur Erteilung der von den Steuerbehörden oder den zur Einziehung 
oder Verwendung des Stempels noch ſonſt verpflichteten Behörden oder Beamten erforderten Aus⸗ 
kunft über den Wert des Gegenſtandes, ſoweit dazu nicht die Kenntniſſe eines Sachverftändigen 
oder beſondere Ermittelungen erforderlich ſind, verbunden. Auf Verlangen der Steuerſtelle haben 
fie die ſteuerpflichtigen Urkunden und die erforderlichen Unterlagen (Bilanzen, in der Urkunde an⸗ 
geführte und ſonſtige Schriſtſtücke, insbeſondere Miet- und Pachtverträge) an Amtsſtelle vorzulegen. 

Wird in deu vorgedachten Fällen der Aufforderung der Behörden oder Beamten nicht ge 
nügt, ſo kann die Steuerbehörde die Säumigen durch Feſtſetzung und Einziehung von Ordnungs 
ſtraſen bis zu 2000 M ſür jede Zuwiderhandlung zur Befolgung der getroffenen Anordnungen 
anhalten, auch das zur Erledigung derſelben Nötige auf Koſten der Säumigen beſchaffen. Der 
Feſtſetzung einer Ordnungsſtrafe hat die Androhung derſelben vorherzugehen. 
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Artikel II. 


Sofern im Einzelfalle die Zahlung oder zwangsweiſe Beitreibung der nach Artitel 1 geſchuldeten 
erhöhten Stempelbeträge mit beſonderen Härten für den Stenerpflichtigen verbunden iſt, kann der Senat auf 
Antrag die Mehrbeträge ganz oder teilweiſe erlaſſen. 


Artitel III. 
Dieſes Geſetz tritt am Tage der Verkündigung in Kraft. 


Danzig, den 28. Dezember 1921. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Dr. Volkmann. 


Beſtimmungen zur Ausführung des Geſetzes vom 28. a, 1921 


G. Bl. S. 11 zur Aenderung des Stempelſteuergeſetzes vom 26 al. 1905 in der 


Faſſung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1909 (Pr. G. S. S. 535). 
Zur Ausführung des mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft tretenden Geſetzes vom 28. 12. 1921 


31. Juli 1895 
G. Bl. S. 11 zur Aenderung des Stempelſteuergeſetzes vom 26. Junf 1909 in der Faſſung der Bekannt⸗ 


machung vom 30. Juni 1909 (Pr. G. S. S. 535) werden folgende zugleich mit dem Geſetz in Kraft tretende 

Beſtimmungen erlaſſen: 
A. 
J. zu Tarifſtellen 31, 39, 48 und öl. 
a) Zarifftelle 31. Jagdſcheine. 

1. Die Vorſchriften in Ziffer 65 Abſ. 2, 4 und 5 der Ausführungsbeſtimmungen vom 16. Auguſt 1910 

— Zentr. Bl. d. Abgaben⸗Geſetzgebung 1910 Beilage zu Nr. 20 vom 24. September 1910 — 

fallen fort. Die übrigen Beſtimmungen der Ziffer 65 bleiben beſtehen mit folgender Maßgabe: 

Die Vordrucke für die Inländerjahresjagdſcheine und Inländertagesjagdſcheine find zu den Steuer- 

ſätzen zu 300 M und 60 M abgeſtempelt. Sie find vom Verkehrsſteueramt (Hebeſtelle) zu beziehen. 

Ausländerjagdſcheine werden auf den handſchriftlich geänderten und zu den Steuerſätzen von 
1000 M und 150 M abgeſtempelten Vordrucken für Inländerjagdfcheine erteilt. Die Verwen⸗ 

dung von Stempelmarken zu den Ausländerjagdſcheinen durch die die Jagdſcheine ausſtellenden 
Behörden iſt unzuläſſig. 

4. Ausländerjagdſcheine können ebenfalls gemäß der Vorſchrift in Ziffer 65 Abſ. 3 Satz 1 der 
Ausführungs⸗Beſtimmungen ohne ſofortige Bezahlung des Wertbetrages nur gegen Empfangs- 

beſcheinigung von dem Verkehrsſteueramt (Hebeſtelle) bezogen werden. 

5. Die Jagdſcheine ausſtellenden Behörden ſind verpflichtet, neben dem Stempelbetrage einen der 
Herſtellung des Jagdſcheins entſprechenden Betrag von der den Jagdſchein beantragenden Perſon 
zu erheben. Dieſer Betrag wird jeweils beim Bezug von Vordrucken vom Verkehrsſteueramt 
(Hebeſtelle) bekanntgegeben. Werden die Vordrucke gegen Barzahlung bezogen, ſo ſind dieſe 
Herſtellungskoſten bereits beim Ankauf an das Amt zu entrichten, 

6. Im Falle des Abrechnungsverfahrens find die von den vorbezeichneten Behörden vereinnahmten 
Beträge mit den erhobenen Stempelbeträgen am Schluſſe des Rechnungsjahres zur Abführung 
zu bringen. Die vereinnahmten Stempelbeträge und Herſtellungskoſten ſind hierbei getrennt 
nachzuweiſen. 

7. Das hinſichtlich der Erſtattung der Herſtellungskoſten für Jagdſcheine Geſagte gilt auch für die 
Doppelausfertigung von Jagdſcheinen. 


1 
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b) Tarifftelle 39 (1) a und b Luſtbarkeiten. 

1. Die Ziffer 68 der Ausführungsbeſtimmungen vom 16. Auguſt 1910 bleiben beſtehen unter ent⸗ 
ſprechender Berückſichtigung der neuen Steuerſätze und ſoweit ſie nicht in Nachſtehendem abgeändert 
worden iſt. a 

2. Geſtempelte Vordrucke werden nur abgegeben zu den Werten von 10 M, 20 M, 40 M, 60 M 
und 100 M. Erfordert die ortspolizeiliche Genehmigung eine Stempelabgabe von mehr als 
100 M, ſo iſt dieſe nicht auf Vordrucken, ſondern auf Stempelbogen niederzuſchreiben. Für 
ſolche Fälle haben die die ortspolizeiliche Genehmigung nachſuchenden Perſonen die Stempelbogen 
bei dem Verkehrsſteneramt (Hebeſtelle) anzuſchaffen und zwar unter Vorlegung einer Beſcheinigung 
der Polizeibehörde nach dem Muſter 1. 

3. Dieſe Beſcheinigungen find von der Orts polizeibehörde nach Feſtſetzung und Entrichtung der 
Stempelabgabe bei Erteilung der Genehmigung zu den Akten zu nehmen, auch iſt in den Akten 
der Betrag des verwendeten Stempels zu vermerken unter Angabe, ob die Genehmigung auf 
einem Vordruck oder einem Stempelbogen erteilt worden iſt (z. B. „Genehmigung auf Vordruck 
über M erteilt“ oder „Genehmigung auf Stempelbogen über . M erteilt“). 

4. Iſt mit der Genehmigung einer Luſtbarkeit bis zu einer die Polizeiſtunde überſchreitenden Zeit 
gleichzeitig eine Verlängerung der Polizeiſtunde verbunden, jo findet nur diejenige Tarifſtelle 
Anwendung, nach welcher die höhere Steuer zu entrichten iſt. Das gilt aber nur für diejenigen 
Fälle, bei denen die beiden Genehmigungen hinſichtlich der Tage oder der Zeiträume, für die ſie 
erteilt werden, genau übereinſtimmen, ſodaß beide Genehmigungen in eine einheitliche, urkundliche 
Erklärung zuſammengefaßt werden können. Erſtreckt ſich dagegen die Genehmigung einer der 
beiden Arten, z. B. zu einer Luſtbarkeit über einen längeren Zeitraum — Ziffer 68 Abſ. 3 der 
Ausf.⸗Beſtimmungen — und wird für einen in dieſen Zeitraum fallenden Tag oder kürzeren 
Zeitraum eine Genehmigung der Verlängerung der Polizeiſtunde erteilt oder umgekehrt, jo iſt 
jede der beiden Genehmigungen in beſonderer Urkunde zu erteilen und demgemäß zu verjtenern. 


g c) Tarifſtelle 48. Pacht⸗ und Mietverträge. 

Die Ziffer TI Abſ. 1 der Ausf.⸗Beſtimmungen wird dahin abgeändert, daß für die Vordrucke der 
Verzeichniſſe und Einlagebogen die jeweils entſtandenen Herſtellungskoſten an die Steuerſtelle zu entrichten 
find. Hinſichtlich der jeweiligen Höhe der Herſtellungskoſten gilt das zu a Abſ. 5 dieſer Beſtimmungen Gefagte. 

d) Tarifſtelle 51. Polizeiſtunde. 

Für die Genehmigungen der Verlängerung der Polizeiſtunde bleibt Ziffer 80 der Ausf.⸗Beſtimmungen 
mit der Maßgabe beſtehen, daß die Genehmigungen ausſchließlich auf Stempelbogen zu erteilen ſind. Im 
übrigen gilt, insbeſondere über die Anſchaffung der Stempelbogen und wegen des Zuſammentreffens der 
Genehmigung einer Luſtbarkeit (Tar. St. 39 und Ib des Geſetzes vom 28. Dezember 1921) mit der Ge- 
nehmigung der Verlängerung der Polizeiſtunde, das zu b dieſer Beſtimmungen Geſagte. 


II. Zuſchläge. 

1. Die Unterſcheidung von Stenipelbeträgen, deren Höhe im Einzelfall nicht nach dem Werte dez 
Gegenſtandes zu berechnen iſt, und anderen Stempelbetragen iſt darin begründet, daß bei einer 
den Wert des Gegenſtandes berückſichtigenden Stempelbemeſſung die Geldentwertung ſchon in 
dem höheren ziffernmäßigen Betrage des in Geld ausgedrückten Wertes des Gegenſtandes zur 
Geltung kommt und hierdurch auch der Stempelbetrag ſich ohne weiteres erhöht, während bei 
Feſtſtempeln der Geldentwertung durch eine — hier deswegen in noch größerem Maße als bei 
Wertſtempeln gerechtfertigte — Erhöhung der tarifmäßig fälligen Steuerſätze Rechnung zu tragen 
it. Demgemäß iſt der Zuſchlag von nur 100 v. H. in allen Fällen zu erheben, in denen der 
Wert des Gegenſtandes für die Stempelbemeſſung von Bedeutung iſt, d. h. nicht nur zu den 
nach Bruchteilen des Gegenſtandswertes zu berechnenden Stempelbeträgen, ſondern auch dann, 
wenn ſtaffelförmig nach beſtimmten Wertklaſſen ſteigende Steuerſätze in Frage kommen. 


15 


2. Sind für nach dem Wert des Gegenstandes zu berechnende Stempel beſtimmte Mindeſt⸗ oder 
Höchſtſätze vorgeſehen (Tarifſtelle 2 — Abtretungen — 222 — vererbliche und veraußerliche 
Apothekenkonzeſſionen — 57 — Schiedsſprüche — 73 Abſ. 2 —) Vollmachten bei Dienſt⸗ 
verhältniſſen, ſo ſind auch zu den hiernach fälligen Stempelbeträgen nur Zuſchlage von 100 v. H. 
zu erheben. Anders verhält es ſich mit den bei Unſchätzbarkeit des Wertes fälligen Stempel⸗ 
beträgen (Tarifſtelle 2, 57, 59 Abſ. 4, 73 Abſ. 3). Hier handelt es ſich um reine Feſtſtempel, 
und ſind daher Zuſchläge von 300 v. H. zu erheben. 

3. Die Stempelberechnung hat in der Weiſe zu erfolgen, daß zunächſt der nach dem Tarif fällige 
Stempelbetrag, und zwar bei prozentualen Wertſtempeln unter Abrundung gem. § 11 des 
Stempelſteuergeſetzes, zu ermitteln und zu dem ſo ermittelten Betrage der Zuſchlag zu berechnen 
iſt. Zu einer Schuldverſchreibung über 9700 M würde daher der Stempel nach Tarifſtelle 58 
12 v. H. unter Abrundung: 8,50 M zuzüglich des Zuſchlages von 100 v. H. alſo 17 M, 
nicht / v. H. von 9700 M — 16,50 M betragen. 

III. Stempelbeträge. 
Nach Ziffer I—IV des Geſetzes vom 28. Dezember 1921 ergibt ſich für die einzelnen Tarifſtellen 
des Stempelſteuergeſetzes folgende Regelung, die, ſoweit die Tarifſtellen nicht beſonders aufgeführt ſind, 
entſprechend anzuwenden iſt. 


Gegeuſtand der Beſteuerung Verechnung der Stempelabgabe 


Abtretung von Rechten Es iſt ein Zuſchlag von 100 v. H. zu erheben, auch wenn 


2 
der Mindeſtſatz von 1,50 M in Frage kommt, der ſich 
alſo auf 3,— M erhöht. Bei Unſchatzbarkeit des Wertes 
iſt der bisher fällige Stempel von 5,— M um 300 v. H. 
auf 20, — M zu erhöhen. 

4 Annahme an Kindesſtatt Durch Zuſchlag von 300 v. H. erhöht ſich der Stempel⸗ 
betrag von 50, — M auf 200, — M. Bei nachgewieſener 
Bedürftigkeit kann der Stempel auf 20,.— M (bisher 

5,— M) ermäßigt werden. 

I Ausfertigungen | Der Stempelbetrag von 3,— M erhöht fich durch Zuſchlag 

Auszüge von 300 v. H. auf 12,— M. 

11a Antomaten und Muſikwerke Zu den nach Ziffer 1 a, b und d fälligen Stempeln ſind 


Zuſchlage von 300 v. H., zu Ziffer 10 Zuſchlage von 
100 v. H. zu erheben. 


18 [Eheverträge Bei Verfügung über Vermögensgegenſtände von nicht mehr 
als 6000, — M iſt der bisher fällige Stempel von 1,50 M 
durch Zuſchlag von 100 v. H. auf 3,— M, bei einem 
höheren Wert der Stempel von 5,— M auf 10,— M 

5 zu erhöhen. 

20 [Erbrezeſſe Der Stempel erhöht ſich bei erbſchaftsſteuerpflichtigen Erb⸗ 
ſchaften um 100 v. H., der Mindeſtſatz von 1,50 M auf 
3,.— M, bei erbſchaftsſteuerfreien Erbſchaften der Feſt⸗ 
ſtempel von 1,50 M um 300 v. H. auf 6,.— M. 
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5 Cegenſtand der Veſteuerung Berechnung der Htempeladgade 
5 | | 


22 [Erlaubniserteilungen 


31 Jagdſcheine 


32 Kaufverträge 


a) Für vererbliche und veräußerliche Apothekerkonzeſſionen 
erhöht ſich der Stempel um 100 v. H., der Mindeſtſatz 
von 150,— M auf 300,— M, für nicht vererbliche und 
nicht veräußerliche Konzeſſionen der Feſtſtempel von 
150,— M auf 600,— M. Die weiteren Steuerſätze 
von 10,— M und 20,— M erhöhen ſich auf 40,—- 
und 80,— M. 

b) fh ai Der Feſtſtempel von 1,50 M erhöht 
ſich auf 6,— M 

€) (ee gen für gewerbliche Unternehmungen.) 
Zu den Stempelbeträgen find Zuſchlage von I00 v. H. 
zu erheben. 

d) (Genehmigungen zur Errichtung gewiſſer Anlagen) erfordert 
gleichfalls Zuſchläge von 100 v. H. 

o) (Genehmigung zur Anlegung von Dampfkeſſeln.) Der 
Stempel von 5,.— M erhöht ſich auf 20, — M. 

f) (Pfandleih⸗, Pfandvermittler⸗ u. Stellenvermittlergeſchäfte.) 
Zu Abſ. 1 find Zufchläge von 100 v. H. zu erheben: 
zu Abſ. 3 erhöht ſich der Stempel von 20,— M un 
300 v. H. auf 80, — M. 

g) (Verſicherungsanſtalten.) Zuſchläge ſind in Höhe von 
300 v. H. zu erheben, 

desgleichen zu 

h) (Verſicherungsagenten) und 

i) (Auswanderungsagenten.) 

k) (Privatanſchlußbahnen.) Zuſchläge von 100 v. H. find 
zu erheben. 

) (Eiſenbahn- und Dampfſchiffahrtsunternehmen.) Zu Abſ.! 
erhöht ſich der Stempel von 200, — M um 300 v. H. 
auf 800,.— M. 

Zu Abſ. 2 ſind Zuſchlage von 100 v. H. zu erheben. 

im) (Trausportmittel.) Die Steuerſätze erhöhen ſich durch 
Zuſchlag von 100 v. H. auf 10,— bis 80,— M, bei 
gewerbeſteuerfreien Perſonen auf 2. — M. 

Die Stempelbeträge berechnen ſich nach La des Geſetzes 
vom 28. Dezember 1921. Zuſchläge werden nicht er⸗ 
hoben — III a. a. O. —. 


Zu Abſ. 1c find Zuſchläge von 100 v. H. zu erheben; zu 
Abſ. 1 b, Abſ. 7 und Abſ. 10 Ziffer 1 und 4 l 
ſich der Stempel von 3,— auf 12,— M. 


33 


39 


42 


43 
15 
48 


52 
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Enſtbarkeiten 
Namensänderungen 
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Notariatsurkunden 
Pacht⸗ und Mietverträge 


Päſſe 
Polizeiſtunden 


Proteſte 
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Schiedsſprüche 


Schuldverſchreibungen 


17 


Berechnung der Stempelabgabe 


Die Stempelſatze von 300, — oder 30, — M erhöhen id, 
durch Zuſchlag von 100 v. H. auf 600,— M und 
60,.— M. 

Die Stempelbeträge berechnen ſich nach Ib des Geſetzes 
vom 28. Dezember 1921. Zuſchlage werden nicht er⸗ 
hoben — III a. a. O. —. 

Dem Stempelſatz ſind 300 v. H. zuzuſchlagen. Bei Be⸗ 
dürftigkeit kann der Stempel bis auf 20,— M ermäßigt 
werden. 

Für Naturaliſationsurkunden gilt dasſelbe. 

Der Stempel von 3,— M erhöht ſich auf 12, — M. 

Zu J 1 bleiben die Steuerſätze bis zu einem Jahrespacht⸗ 
oder ⸗mietszins von 25000 ME unverändert. Bei einem 
Jahrespacht⸗ oder ⸗mietszins von mehr als 25000 M 
berechnen ſich die Stempelbeträge ohne Zuſchlag nach 
Je des Geſetzes vom 28. Dezember 1921. 

Zu J 2 bis 3 find Zuſchläge von 100 v. H. zu 
erheben. 

Im Abs. 18 iſt mit Rückſicht auf die Anderung 
des § 4 a des Stempelſteuergeſetzes der Betrag von 
150,— M durch 300,— M zu erſetzen. 

Der Feſtſtempel zu II erhöht ſich von 1,50 M 
auf 6,.— M. 

Zu III find Zuſchlage von 100 v. H. zu erheben 
und erhöht ſich der Mindeſtſatz von 1,50 M auf 3, — M. 


Den Stempelbeträgen ſind 300 v. H. zuzuſchlagen. 


Die Stempelbeträge berechnen ſich nach Id des Geſetzes 
vom 28. Dezember 1921. Zuſchläge werden nicht er⸗ 
hoben — III a. a. O. —. 

Die Stempelſätze von 1,50 M und 3,— M erhöhen ſich 
durch Zuſchlag von 100 v. H. auf 3,— M und 6,— M. 

Entſprechend der Anderung des § 4a des Geſetzes 
erſtreckt ſich die untere Wertſtaffel auf Betrage von mehr 
als 300,— M (bisher 150, — M) bis 1000, — M. 

Der Stempel erhöht ſich auf 12, — M. 

Es ſind Zuſchläge von 100 v. H. zu erheben, die Mindeſt⸗ 
und Höchſtſätze erhöhen ſich auf 4,— und 200, — M. 
Bei Unſchätzbarkeit erhöht ſich der Stempel von 10, — M 
durch Zuſchlag von 300 v. H. auf 40,— M. 

Zuſchläge von 100 v. H. ſind zu erheben. 
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nr Gegenſtand der Beſteuerung Jerechnung der Hfempeiadgade 
2 
98 Sicherſtellung von Rechten Den Stempelbeträgen zu Abſ. ! find 100 v. H. zuzuſchlagen. 


Zu Abſ. 4 erhöht ſich der bei der Unſchätzbarkeit fällige 
Stempel von 1,50 M auf 6,— M. 


62 [ Strafbeſcheide Der Stempel von 1,50 M erhöht ſich auf 6, — M. 


56 Verfügungen von. Todeswegen | Zu Ziffer 1 find Zuſchläge von 100 v. H. zu erheben, zu 
Ziffer 2 erhöht ſich der Betrag von 3,— M durch Zur 
ſchlag von 300 v. H. auf 12,— M. 

67 [Vergleiche | 

Den Stempelbeträgen find 300 v. H. zuzuſchlagen. 

71 Verträge 

73 Vollmachten Zu Abſ. 1, 2 und 4 ſind Zuſchlage von 100 v. H. zu 
erheben. 

Zu Abſ. 3 (Unſchätzbarkeit) erhöht ſich der Stempel 

von 1,50 M auf 6,.— M. 

Ken Zeugniſſe Der Stempel von 3,— M erhöht ſich auf 12, — M. 


IV. Auskunftspflicht zu VI des Geſetzes vom 28. Dezember 1921. 

(J) Die Vorſchriften in Ziffer 4 der Ausf.⸗Beſtimmungen bleiben beſtehen mit folgender Maßgabe: 

(2) Die Feſtſetzung der Ordnungsſtrafen wegen Verweigerung der Auskunft oder Erteilung einer 
ſolchen in nicht genügender Weiſe ſowie wegen Nichtvorlegung der erforderten Schriftſtücke uſw. liegt aus⸗ 
ſchließlich dem Verkehrsſteueramt ob, das gegebenenfalls vor den im § 15 des Stempelſteuergeſetzes erwähnten 
Behörden und Beamten nach Maßgabe der Ziffer 4 der Ausführungsbeſtimmungen um Feſtſetzung der 
Ordnungsſtrafen zu erſuchen iſt. 

(3) Die Einziehung der Ordnungsſtrafen geſchieht durch das Verkehrsſteueramt oder auf Erſuchen 
desſelben durch andere Dienſtellen der Zollverwaltung. 

(4) Die Steuerſtellen haben auf ſichere Aufbewahrung der vorgelegten Urkunden und ſonſtigen 
Schriftſtücke und deren baldige Rückgabe Bedacht zu nehmen. Dem pflichtmäßigen Ermeſſen der Steuerſtelle 
bleibt es überlaſſen, die Schriftſtücke mittels eingeſchriebenen Briefes oder in ſonſtiger, den Empfang 
ſichernder Weiſe den Einſendern zuzuſtellen. 


V. Anträge auf Erlaß der erhöhten Stempelbeträge. 
Anträge auf Erlaß der erhöhten Stempelbeträge nach Art. 2 des Geſetzes vom 28. Dezember 1921 
ſind bei dem Verkehrsſteueramt anzubringen. 1 
Abergangsvorſchriften. 
J. Allgemeine Beſtimmungen. 

1. Das Geſetz vom 28. Dezember 1921 gilt für alle vom Inkrafttreten des Geſetzes ab ſtempel⸗ 
pflichtig werdenden Urkunden, nicht für ſolche Urkunden, deren Stempelpflichtigkeit vor dieſem 
Zeitpunkt eingetreten iſt, mögen auch die in §8 15, 16 des Stempelſteuergeſetzes vorgeſehenen 
Stempelverwendungsfriſten im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Geſetzes noch nicht abgelaufen ſein. 

2. Das gilt jedoch nicht für die nach dem 1. Oktober 1921 ausgeſtellten Jagdſcheine ſowie für die 
der Tarifſtelle 48 J des Stempelſteuergeſetzes unterfallenden Pacht⸗ und Mietvertrage mit einem 
25000 M überfteigenden Jahrespacht⸗ oder ⸗mietszins — ſ. unten unter IIb —. 


19 


3. Zu den bisher geltenden Steuerſätzen geſtempelte Vordrucke durch Entwertung von Stempel- 
marken auf die neuen erhöhten Steuerſatze zu ergänzen, iſt unzuläſſig. Soweit Vordrucke ſich 
in den Händen der Behörden oder des Publikums befinden, ſind ſie binnen 4 Wochen nach dem 
Inkrafttreten des Geſetzes bei dem Verkehrsſteueramt (Hebeſtelle) gegen Rückerſtattung des dafür 
gezahlten Betrages zurückzuliefern. 


II. Beſondere Beſtimmungen. 


a) Zu La des Geſetzes vom 28. Dezember 1921 und Larifſtelle 31 des Stempelſteuergeſetzes 


I 


I 


Die Jagdſcheine ausſtellenden Behörden haben unverzüglich, ſpäteſtens binnen 2 Wochen nach 
Inkrafttreten des Geſetzes, die neuen Vordrucke zu Jahres- und Tagesjagdſcheinen bei dem 
Verkehrsſteueramt (Hebeſtelle) gegen Barzahlung anzufordern. Auf Antrag iſt den in Frage 
kommenden Behörden nach der Vorſchrift in Ziffer 65 Abſ. 3 Satz 1 der Ausführungsbeſtimmungen 
zum L. St. G. ein Vorrat von Stempelvordrucken ohne ſofortige Barzahlung des Wertbetrages 
nur gegen Empfangsbeſcheinigung zu überlaſſen. 


Die ſeit dem 1. Oktober v. Is. erteilten Jahresjagdſcheine find durch die Ausſtellungsbehörden 


binnen 4 Wochen nach Inkrafttreten des Geſetzes von den Jagdſcheinberechtigten einzuziehen. 
Letztere ſind hierbei zu einer Erklärung zu veranlaſſen, ob ſie an Stelle des ungültig gewordenen 
Jagdſcheins die Erteilung eines neuen beantragen. Wird ein ſolcher Antrag vor oder ſpäteſtens 
bei Rückreichung des alten Jagdſcheins geſtellt — ein ſpäter eingehender Antrag iſt nicht zu 
berückſichtigen —, fo iſt zwecks Anrechnung der für den alten Jagdſchein entrichteten Stempel⸗ 
ſteuer auf die nachzuentrichtende Steuer zu berechnen, wieviel von dem entrichteten Stempelbetrage 
verhältnismäßig auf den Reſt der Gültigkeitsdauer des Jagdſcheins für die Zeit nach dem 
Inkrafttreten des Geſetzes noch entfällt. Bruchteile von Monaten ſind hierbei nicht zu berückſichtigen. 


„Der an Stelle des alten Jagdſcheins neu zu erteilende Jagdſchein iſt für dieſelbe Zeit wie der 


alte auszuſtellen. Der neu zu erteilende Jagdſchein lautet zwar auf den ganzen Steuerbetrag, 
doch iſt für die Berechnung des nachzuerhebenden Steuerbetrages nur die Gültigkeitsdauer des 
ueuen Jagdſcheins für die Zeit ſeit Inkrafttreten des Geſetzes maßgebend und der auf dieſe Zeit 
verhältnismäßig entfallende Anteil dez Geſamtbetrages zu berechnen. Bruchteile von Monaten 
ſind hierbei nicht zu berückſichtigen. Von dem auf dieſe Weiſe ermittelten Betrage iſt der nach 
Maßgabe des vorangegangenen Abſatzes berechnete Betrag in Abzug zu bringen. Der ver⸗ 
bleibende Reſt, der nach der Vorſchrift des § 11 des Stempelſteuergeſetzes auf 0,50 M nach 
oben abzurunden iſt, ſtellt die nachzuerhebende Steuer dar, die von dem Jagdſcheinberechtigten 
zu erfordern iſt. 


. Sind die Stempelvordrucke gegen Barzahlung bezogen, jo iſt von den Ausſtellungsbehorden binnen 


einer Friſt von weiteren 4 Wochen die Erſtattung des angerechneten Stempelbetrages nach Muſter 2 
unter Beifügung der eingezogenen Jagdſcheine bei dem Verkehrsſteueramt (Hebeſtelle) in Antrag 
zu bringen. 


Im Falle des Abrechnungsverfahrens iſt von der die Vordrucke beziehenden Behörde eine gleiche 


Erſtattungsberechnung aufzustellen. Dieſelbe ift, ſofern nach der Vorſchrift in Ziffer 65 Abſ. 3 
Satz 3 der Ausführungsbeſtimmungen ein barer Ankauf von Jagdſcheinvordrucken ſtattfindet, zu 
dieſem Zeitpunkte dem Verkehrsſteueramt (Hebeſtelle) vorzulegen. Findet ein Ankauf im Laufe 
des Rechnungsjahres nicht ſtatt, ſo iſt die Erſtattungsberechnung am Schluſſe des Rechnungs⸗ 
jahres dem Verkehrsſteueramt einzureichen. 

Das Verkehrsſteueramt hat nach Eingang der Erſtattungsberechnung das Weitere wegen der 
Inabgangſtellung des als vereinnahmt nachgewieſenen Stempelbetrages zu veranlaſſen. 


20 
h) Zu Ic des Geſetzes vom 28. Dezember 1921 und Jarifſtelle 48 des Glempelfteuergefehes: 


1. Für die in der Tariſſtelle 48 J unterfallenden Pacht- und Mietverträge mit einem 25 000, — M 
überſteigenden Jahrespacht⸗ oder ⸗mietzins haben vom Tage des Inkrafttretens des Geſetzes 
an die erhöhten Steuerſätze Anwendung zu finden. 


2. Soweit ſolche Verträge über dieſen Zeitpunkt hinaus im voraus verſteuert worden ſind, ſind fie 
ſpäteſtens bis zum Ablauf der in Tarifſtelle 48 Abſ. 9 vorgeſehenen Friſt mit dem erhöhten 
Steuerſatz nachzuverſteuern. 


Danzig, den 17. Januar 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Volkmann. 


Mufter 1. Antrag 
auf Erteilung eines Stempelbogens für eine polizeiliche Genehmigung. 
dr r 0.05 
Stand: des Antragſtellers f % ͤ ̃m H , re 
Wohnung: | ne NE EEE ENT Bu 


Die Genehmigung iſt beantragt für 


A. eine, Suftbarkeit.”) 


a) Art der Luſtbarteit: (vergl. Ziffer 68 Abſ. 4 der Ausf. Beſt. z. L. St. G. v. 16. 8. 10 — 
Zentr. Bl. der Abgabengeſetzgebung u. Verwaltung Beilage zu Nr. 20 v. 24. 9. 10): 


e) Umſang der Luſtbarkeit: (falls fie zu den geringfügigeren gehört, iſt das beſonders zu 
begründen — Vergl. Ziffer 68 Abſ. 2 der Ausf. Beſt. zu L. St. Gef.) ]............................. 


d) Datum der Luſtbarkeit: (falls ſich die Luſtbarkeit über 155 als einen Tag (aufeinander⸗ 
folgende Tage) oder einen längeren Zeitraum erſtreckt, iſt das beſonders zu begründen — vergl. 
ier ss of der a e, h f 


e) Iſt die Luſtbarkeit noch mit anderen Beluſtigungen verbunden und gegebenenfalls welcher 
Art (vergl⸗ Ziffer 68 Abf. 3 vorletzter Sent ) ꝶ : en 


1) Iſt mit der Genehmigung der Luftbarteit gleichzeitig eine Verlängerung der Polizei⸗ 
ſtunde verbunden (ſ. weiter unter B.))))) een 


B. die Verlängerung der Volizeiſtunde.) 


(Orts⸗ u. Zeitangabe) 
(Ausſtellende Behörde 
(Unterschrift) 


Y Das! Nichtzutreffende iſt zu durchſtreichen. 


a) Für welches Gaſthaus oder welche Vergnügungsſtatte? 


b) Bis wieviel Uhr? 


Für welchen Zenunm̃m ui (en 
d) Der die Genehmigung ech Betrieb gehört zur een: 7 
Der Stempel iſt feſtgeſetzt auf M 
vo EIN DEN... = 2.2020. 


Verkehrsſteneramt (Hebeſtelle). 
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Erſtattungs⸗ 


Mufter 2. 
über Stempelbeträge, welche nach dem Geſetz vom 28. Dezember 1921 zur Anderung des Stempel⸗ 
a 2 J — 
5 5 a b 0 
Bezeichnung des Jagdſcheinberechtigten 85 Ente Gen 
Lfd. ſtellungs⸗ keits⸗ Stempel⸗ 
Nr. d) Staats⸗ datum dauer betrag 
a) Name b) Stand c) Wohnort ) S A 
angehörigkeit des alten Jagdſcheins 
An 


das Verkehrsſteueramt 
(Hebeſtelle) 


in Danzig 


a 23 
berechnung 7 a 
ſteuergeſetzes vom ern bei der Erteilung von Jahresjagdſcheinen anzurechnen find. 


. 5 6 


— — TEE n ER 
Rn. Erforderlicher 

— ö Gültigkeitsdauer 

eee des Jagdſcheins e An⸗ Nach⸗ Bu 

Me mu feit Inkrafttreten Be zurechnender zuerhebende Er 75 

ach Se des neuen Geſetzes m 3 Betrag Steuer Sp. 4 u. 7) 

0 5 2 ; a = . It. 

erhöhten SatzW ein N Jagdſcheins (Sp. 30 u. 5) (Sp. 6 u. 7) 


(Sp. 4 u. 5) 


Ort und Zeitangabe) ee 
iterſchrift )) 
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10 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Kraftfahrzeugſteuergeſetz. 
9 
Die Benutzung von Kraftfahrzeugen, die zur Beförderung von Perſonen oder Gütern zu Lande 
dienen, zum Befahren öffentlicher Wege oder Plätze, unterliegt einer Steuer nach dieſem Geſetze. ö 
Probe⸗ und Überführungsfahrten gelten nicht als Benutzung im Sinne dieſer Vorſchrift. Der 
Senat iſt ermächtigt, Beſtimmungen darüber zu treffen, welche Fahrten als Probe⸗ und Überführungsfahrten 


anzuſehen find; über die Frage, ob im Einzelfall eine Probe- oder Überführungsfahrt vorliegt, entſcheidet 
auf Beſchwerde die Oberzolldirektion. 
8 2. 


Von der Steuer ſind befreit Kraſtfahrzeuge, die ausſchließlich der Beförderung von Geräten von 
und zur Arbeitsſtätte und dem Antrieb dieſer Geräte dienen. 

Auf eine nach dem Geſetz vom 8. April 1917 über die Beſteuerung des Perſonen- und Güter⸗ 
verkehrs (R. G. Bl. S. 329) zu zahlende Steuer iſt eine nach Maßgabe dieſes von demſelben Unternehmer 
entrichtete Steuer nach näherer Beſtimmung des Senats anzurechnen. 

8 8. 

Steuerſchuldner iſt der Eigenbeſitzer des Kraftfahrzeuges. Hat der Eigenbeſitzer im Inland weder 
Wohnſitz noch dauernden Aufenthalt oder benutzt ein anderer als der Eigenbeſitzer das Kraftfahrzeug wider⸗ 
rechtlich, ſo iſt Steuerſchuldner, wer das Kraftfahrzeug im Inland benutzt. 

8 4. 
Die Steuer betragt für die Dauer eines Jahres für 
1. Krafträder, und zwar 


amstieintrntrünesie"? — 50 Mark 
N fönſtide Serafirader, dis erde,, 8 El 
über 1,5 bis 3 Kb © —_ el Zee 200 „ 
ma eds „ 300 „ 
„ 35 „ ee — 400 „ 
7 4 „M A a 2 500 „ 
2. Perſonenkraftwagen mit Ausnahme der Kraftomnibuſſe für de pferdeſtärte oder einen Teil davon 
Don den ersten 1 Pferdeſtärken (Ibis 2 PU—U—U—.. ĩð 120 Mark 
„ „ Bnächſten 4 4 (5 „ De TIERE BR 150 
„ „ nächſten 4 5 (De ee en 200 „ 
„ö „ weiteren FF ²˙ ⸗—4—ꝝ—ꝝ-ᷓꝛ̃ TE 300 „ 


3. Kraftomnibuſſe und Laſttraftwagen mit Ausnahme der unter 4 genannten bei einem Eigen- 
gewichte des betriebsfertigen Kraftfahrzeugs 


bis 500 - Kis em e r 400 Mark 
über 500 „ 1000 r mn Te RR ee „ 
„ 1000 „ 1500 „ , a. Sc 1200. 
„ 1500 „ 2000 „„ EEE a 12008 
„ 2000 „ 2500 1 — — — 1800 „ 
„ 2500 „ 3000 „„  . © 2000 „ 
„ 3000 „ 3500 I . 2500 
„ 3500 4000 F rn ZE 3000 „ 


4000 Kilogramm % c I 4000 „ 


* 


4. elektriſch oder mit Dampf angetriebene Laſtkraftwagen, ſowie Zugmaſchinen ohne Güterladeraum 
bei einem Eigengewichte des betriebsfertigen Kraftfahrzeuges 


bis. 800 Filo gramm 8 200 Mark 
über 500 „ 1000 1 I 400 „ 
„ 1000 é n a ee Ze 600 „ 
„ 150% % / 800 „ 
„ 2000 % „ el ee 1000 „ 
„ 2500 „ 3000 „„ „ Fre 1500 
„ 3000 „ 3500 E „„ 2000 „ 
„ 500 „ 40% ꝶ»Umfü;! 70 2300 „ 
„ 4000 Kilogramm se A a 2500 „ 


Die Steuer beträgt für die Dauer von ſechs Monaten zwei Drittel, für die Dauer von zwei 

Monaten ein Drittel der Jahresſteuer. 
8 5. 

Die Pferdeſtärken ſind nach der Nutzleiſtung der Fahrzeuge entſprechend dem § 133 der Ausf.⸗Beſt. 
zum R. St. Geſ. vom 3. 7. 1913 in der Faſſung vom 26. 7. 1918 (R. Geſ. Bl. 1913 S. 639 und 1918 
S. 799) zu berechnen. Der Senat iſt befugt, für dieſe Berechnung anderweite Beſtimmungen zu erlaſſen, 
auch kann der Senat Beſtimmungen über die Feſtſtellung des Eigengewichts der betriebsfertkigen Fahrzeuge 
und die Unterſcheidungsmerkmale der einzelnen Fahrzeugarten treffen. 


8 6. 
Bei Berechnung der Steuer ſich ergebende Bruchteile einer Mark ſind auf volle Mark nach oben 
abzurunden. 
But, 


Die Steuer ift vor Benutzung des Kraftfahrzeuges gegen Löſung einer Steuerkarte zu entrichten. 


88. 

Werden mehrere Kraftfahrzeuge von demſelben Steuerſchuldner benutzt, jo iſt für jedes Fahrzeug 
eine beſondere Steuerkarte zu löſen. 

Stellt der Steuerſchuldner während der Gültigkeitsdauer der Steuerkarten an Stelle des bisherigen 
ein anderes Kraftfahrzeug ein, jo iſt er zur Entrichtung einer weiteren Steuer nur inſoweit verpflichtet, als 
die Steuer für das neue Fahrzeug ſich höher als die Steuer für das bisherige Fahrzeug berechnet. Wenn 
der Reſt der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte nicht mehr als zwei Monate beträgt, ſo iſt die nach Satz 1 
nachzuzahlende Steuer entſprechend zu ermäßigen ($ 4 Abſ. 2). Der Einſtellung eines anderen Fahrzeugs 
ſteht es gleich, wenn ein Fahrzeug dergeſtalt umgebaut wird, daß dadurch der anzuwendende Steuerſatz ein 
anderer wird. Eine Erſtattung der Steuer findet in keinem Fall ſtatt. 


Im Falle der Veräußerung oder Vererbung eines Kraftfahrzeuges während der Gültigkeitsdauer 
einer Steuerkarte hat der Erwerber bis zum Ablauf der Gültigkeitsdauer der Karte keine Steuer zu ent⸗ 
richten, wenn die Karte auf den Namen des Erwerbers umgeſchrieben wird. Die Umſchreibung der Steuer- 
karte für ein ſchon im Beſitz des Erwerbes befindliches Kraftfahrzeug auf das neu erworbene Kraftfahrzeug 
iſt unzuläſſig. 

8 9. 


Die Ausſtellung der Steuerkarte iſt ſpäteſteus drei Tage vor der Benutzung des Kraftfahrzeuges, 
bei benutzten Kraftfahrzeugen ſpäteſtens drei Tage vor Ablauf der Gultigkeitsdauer der alten Steuerkarte, 
die Umſchreibung der Steuerkarte im Falle des § 8 Abſ. 2 jpäteftens drei Tage vor der Benutzung des 
neuen Fahrzeuges, im Falle des § 8 Abſ. 3 ſpäteſtens drei Tage vor der Benutzung durch den neuen 
Eigenbeſitzer bei der für den Wohn- oder Aufenthaltsort des Stenerfchuldners zuſtandigen Stenerbehörde zu 
beantragen. 
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Für Kraftfahrzeuge, die aus dem Ausland mit eigener Triebkraft eingehen, iſt die Austellung der 
Steuerkarte alsbald nach dem Grenzübertritt, im übrigen vor der Benutzung des Fahrzeugs im Inland bei 
der nächſten zuſtändigen Steuerſtelle zu beantragen. 
Der Antrag hat zu enthalten: 


1. den Namen, Stand und Wohnort des Steuerſchuldners, 

2. die Bezeichnung des Kraftfahrzeugs nach den für die Erhebung der Steuer weſentlichen Merkmalen, 

3. den Zeitraum für den die Ausſtellung der Steuerkarte begehrt wird. 

Für ſteuerfreie Fahrzeuge hat der Eigenbeſitzer vor der Benutzung eine Beſcheinigung über die 
Steuerfreiheit zu beantragen. 

§ 10. 

Soweit nach den verkehrspolizeilichen Beſtimmungen für Kraftfahrzeuge die Führung polizeilicher 
Kennzeichen vorgeſchrieben iſt, darf die Zuteilung oder die Ausgabe der Kennzeichen nur gegen Vorlegung 
der Steuerkarte oder der Beſcheinigung über die Steuerfreiheit erfolgen. 

Im Falle nicht rechtzeitiger Löſung einer neuen Steuerkarte hat die Polizeibehörde auf Antrag der 
Steuerſtelle die Ablieferung oder Einziehung der Zulaſſungsbeſcheinigung und die Vernichtung des Dienft- 
ſtempels auf dem Kennzeichen zu bewirken. 8 

11. 


Der Führer des Kraftfahrzeugs hat die Steuerkarte oder die Beſcheinigung über die Steuerfreiheit 
unterwegs ſtets bei ſich zu führen. Er iſt verpflichtet, ſie auf Verlangen den ſich durch ihre Dienſtkleidung 
oder ſonſt ausweiſenden Grenz- und Steueraufſichtsbeamten ſowie den Aufſichtsbeamten der Polizeiverwaltung 
vorzuzeigen und nötigenfalls die erforderliche Auskunft zu geben. Ein in der Fahrt begriffenes Kraftfahr⸗ 
zeug darf indeſſen lediglich aus dieſem Anlaß außer im Grenzbezirke nicht angehalten werden. 

f 8 12. 

Die Hinterziehung der Steuer wird mit einer Geldſtrafe vom fünffachen bis zum zehnfachen Betrage 
der Steuer für eine Jahreskarte beſtraft. Daneben kann im Wiederholungsfalle auf Gefängnis bis zu ſechs 
Monaten erkannt werden. 

n 
5 Als Sicherheit für die Steuer, die Strafe und die Koſten kann das Kraftfahrzeug in Anſpruch 
genommen werden. 
— § 14. 

Iſt ein Steuerpflichtiger in der Bemeſſung des Beförderungsentgelts durch Vereinbarung gebunden, 
ſo ſteht dieſe Vereinbarung ſolchen Erhöhungen des Beförderungsentgelts nicht entgegen; die zur Deckung der 
Steuern in dieſem Geſetze beſtimmt und nach Lage der geſamten Verhältniſſe als angemeſſen zu erachten ſind. 

Iſt ein Steuerpflichtiger in der Bemeſſung des Beförderungsentgelts durch Tarife oder Höchſtpreiſe 
gebunden, die behördlicher Feſtſetzung oder Genehmigung unterliegen, ſo ſind die Tarife auf Antrag des 
Steuerpflichtigen inſoweit zu ändern, als. dies nach Lage der geſamten Verhältniffe als angemeſſen zu 
erachten iſt. 4 

Sum 

Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Senat. Er iſt befugt, für Kraftfahrzeuge, 
die aus dem Ausland eingehen, Steuerermäßigungen, Steuerbefreiungen oder ſonſtige Erleichterungen 
anzuordnen, insbeſondere im Falle der Gegenſeitigkeit; er kann auch beſtimmen, daß für ſolche Fahrzeuge 
ein Vergeltungsrecht zur Anwendung gebracht wird und über die Vorſchriften dieſes Geſetzes hinausgehende 
Steuerſätze erhoben werden. 

8 16. 

Dieſes Geſetz tritt rückwirkend mit dem 1. November 1921 in Kraft. Gleichzeitig treten die Vor⸗ 
schriften des Reichsſtempelgeſetzes vom 3. Juli 1913 über Erlaubniskarten für Kraftfahrzeuge (88 62 bis 71, 
Tarifnummer 8) ſowie das Geſetz vom 18. Mai 1908 (Reichsgeſetzblatt Seite 210) betreffend die Stempel⸗ 


27 


abgabe von Erlaubniskarten für Kraftfahrzeuge ausländiſcher Beſitzer außer Kraft, jomert nicht § 5 dieſes 
Geſetzes etwas anderes beſtimmt. 

Bis zum Erlaß einer allgemeinen Abgabenordnung bleiben die allgemeinen Beſtimmungen des Reichs⸗ 
ſtempelgeſetzes (Abſchu. XII) auch für dieſes Geſetz, ſoweit in ihm oder in deu zu ſeiner Ausführung erlaſſenen 
Ausführungsvorſchriften nicht etwas anderes beſtimmt iſt, gültig mit der Maßgabe, daß für die Rechtsmittel 
in Beziehung auf die Verpflichtung zur Entrichtung der zu dieſem Geſetz feſtgeſetzten Abgaben. und das 
Rechts mittelverfahren an Stelle des § 110 R. St. Gef. die Verordnung über die Rechtsmittel im Reichs⸗ 
ſtempel⸗, Wechſelſtempel⸗, Verkehrsſteuer⸗, Erbſchaftsſteuer- und Kohlenſtenerſachen vom 21. Oktober 1918 
Pr. G. S. S. 162. entſprechende Anwendung zu finden hat. 

Die auf Grund des Reichsſtempelgeſetzes gelöſten Steuerkarten bleiben bis zu ihrem Ablauf gültig, 
wenn fie vor dem 10. Oktober 1921 gelöſt find. An Stelle von ſpäter gelöften Karten find neue Karten 
nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu löſen; dabei iſt die Steuer für die alte Karte, ſoweit fie verhältnis⸗ 
mäßig auf den Reſt der Gültigkeitsdauer entfällt, auf die Steuer für die neue Karte anzurechnen. Hierbei 
werden Bruchteile von Monaten nicht berückſichtigt. 


Danzig, den 28. Dezember 1921. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
5 Sahm. Dr. Volkmann. - 


Vorläufige Ausführungsanweiſung zum Kraftfahrzeugftenergeies vom 
28. Dezember 1921 G. Bl. S. 24. 


Sol 
Bis zum Erlaß der endgültigen Ausführungsbeſtimmungen erfolgt die Erhebung der Kraftfahrzeugſteuer 
für die Benutzung aller der in SS 1 und 4 des Geſetzes aufgeführten Kraftfahrzeuge entſprechend den 
bisherigen, in den 88 131—148, 150-161 der Ausführungsbeſtimmungen vom 20. Auguſt 1918 — 
Zentralblatt für das Deutſche Reich S. 583 — zum Reichsſtempelgeſetz vom 3. Juli 1913 — R. G. Bl. 
S. 639 — enthaltenen Vorſchriſten, ſoweit dieſe nicht durch das Kraftfahrzeugſtenergeſetz oder in nach⸗ 
ſtehendem abgeändert ſind. 
8 2. 
1. Zu § 132 der A.⸗B. Das Eigengewicht der Krafträder wird auf 250 kg erhöht. 
2. Als Kleinkrafträder gelten Fahrräder mit Hilfsmotoren. 
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Zu § 133 der A.⸗B. Für die Kraftwagen der in § 4 unter Ziffer 3 und 4 des Geſetzes 
bezeichneten Art iſt das aus der Zulaſſungsbeſcheinigung erſichtige Eigengewicht der Wagen der Steuer 
berechnung zugrunde zu legen. 
§ 4. 

1. Wird die Erteilung einer Steuerkarte für ein Kraftfahrzeug beantragt, welches einem Unternehmen 
im Sinne des § 1 Abſ. 2 des Geſetzes über die Beſteuerung des Perſonen- und Güterverkehrs 
vom 8. April 1917 (R. G. Bl. S. 329) dient, ſo iſt dies bei Stellung des Antrages der Steuerſtelle 
anzumelden. Die Steuerſtelle hat das Kraftfahrzeug in eine beſondere Liſte einzutragen, durch 
welche die Anrechnung der Kraftfahrzeugſteuer auf die nach dem Geſetze über die Beſteuerung 
des Perſonen⸗ und Güterverkehrs zu erhebende Steuer überwacht wird. Die Vorſchriften des 
Geſetzes über die Beſteuerung des Perſonen- und Güterverkehrs hinſichtlich der Anmeldung und 
Entrichtung der nach dieſem Geſetz zu erhebenden Steuer bleiben unberührt. 

2. Bei Entrichtung der Beförderungsſteuer im Abrechnungsverfahren wird der anzurechnende Betrag 
der Kraftfahrzeugſteuer von der Beförderungsſteuer abgeſetzt. Findet die Entrichtung der Be⸗ 
förderungsſteuer im Wege der Einzelverſteuerung ftatt, jo iſt beim Ablauf der Gültigkeitsdauer 


ner Steuerkarte ader bei fritherer Aufgabe des Unternehmens zu dieſem Zeitpunkt die Anrechnung 
anzumelden. 

3. Wird eine Anrechnung beantragt, ſo iſt die ſchriftliche Erklärung abzugeben, mit welchen Fahr⸗ 
zeugen die ſteuerpflichtige Beförderung ausgeführt iſt, und die Richtigkeit dieſer Erklärung zu 
verſichern. 8 

9 5. 


Zu §8 136 und 148 der A.⸗B. 
1. Neben der zu entrichtenden Steuer ſind die jeweilig für die Herſtellung des Vordrucks für die 
Steuerkarte entſtandenen Koſten an die Steuerſtelle zu vergüten. 
2. Entſprechendes gilt bei der Ausſtellung von Erſatzkarten. 
3. Die aufkommenden Beträge ſind als Verwaltungskoſtenbeiträge zu vereinnahmen. 
§ 6. 

Auslündiſche Kraftfahrzenge. 

(1) Die Abgabe von Steuerkarten für Kraftfahrzeuge beträgt, ſofern der Beſitzer weder im Inland 
wohnt noch ſich daſelbſt dauernd aufhält, bei vorübergehender Benutzung des Kraftfahrzeugs im Inland: 

1. für Kleinkrafträder während eines Aufenthalts von nicht mehr als 10 Tagen im Jahre 5,.— M 
2. für Krafträder während eines Aufenthalts von nicht mehr als 30 Tagen im Jahre 30,— „ 
3. für Perſonenkraftwagen mit Ausnahme der Kraftomnibuſfe während eines Aufenthalts 


Denen ß ̃ Er rer 50,.— „ 
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„ mehr als 5 bis höchſtens 15 Tagen im Jahre 250,— „ 
„ mehr als 15 bis höchſtens 30 Tagen im Jahre 400,— „ 


4. für Kraftomnibuſſe, Laſtkraftwagen, elektrich oder mit Dampf betriebene Laſtkraftwagen 
ſowie Zugmaſchinen ohne Güterladeraum während eines Aufenthalts 


e e ER! 30,— M 
„ bis Höchſtens 5⸗Tagen im Jahr „ 80,— „ 
„ mehr als 5 bis höchſtens 15 Tagen im Jahrtttte 150,.— „ 
„ mehr als 15 bis höchſtens 30 Tagen im Jahre 250, — „ 


(2) Die Tage des inländiſchen Aufenthalts brauchen nicht unmittelbar aufeinander zu folgen. 

(3) Für Kleinkrafträder iſt bei einem Aufenthalt von mehr als 10 Tagen und für die anderen 
vorgenannten Fahrzeuge bei einem Aufenthalt von mehr als 30 Tagen eine nach & 4 des Geſetzes zu ver- 
ſteuernde Inlandskarte zu löſen. 

(4) Für jedes Fahrzeug iſt eine e dl Steuerkarte zu ber 

(5) Neben der Steuer nach Abſ. 1 ift die Vergütung nach § 5 Diefer We zu entrichten. 

+ 7 

Zu $ 155 der A.⸗B. Durch die wiederholte Ausſtellung einer Steuerkarte darf für Klein⸗ 

frafträder der Zeitraum von 10 Tagen, für die anderen Fahrzeuge der Zeitraum von 30 Tagen nicht 


überſchritten werden. Wird dieſer Zeitraum überſchritten, ſo geſchieht die Anrechnung der entrichteten 
Abgabe auf die weiter zu erhebende Stener entſprechend den Vorſchriften in Abſatz 3 des K 155. 


§ 8. 

(1) Die Kraftfahrzeuge, deren Benutzung der Steuerpflicht nach dem Kraftfahrzeugſteuergeſetz 
unterliegt und für die eine Steuerkarte bisher nicht gelöſt worden iſt, haben eine ſolche binnen 4 Wochen 
nach Verkündung des Geſetzes bei dem Verkehrsſteueramt zu löſen. Der Geltungsbeginn der Karte iſt auf 
den 1. November 1921 feſtzuſetzen. 

(2) Die ſeit dem 10. Oktober 1921 erteilten und nach den bisherigen Beſtimmungen verſteuerten 
Erlaubniskarten 19 durch das Verkehrsſteueramt binnen 4 Wochen nach der Verkündung des Geſetzes von 


den Steuerpflichtigen wieder einzuziehen. Letztere find hierbei zu einer Erklärung zu veranlaffen, ob fte 
anſtelle der ungültig gewordenen Erlaubniskarte die Erteilung einer Steuerkarte nach den Vorſchriften des 
Kraftfahrzeugſtenergeſetzes beantragen. Wird ein ſolcher Antrag vor oder ſpäteſtens bei Rückreichung der 
Erlaubniskarte geſtellt — ein ſpäter eingehender Antrag iſt nicht zu berückſichtigen — ſo iſt, ſofern die 
Karte vor dem 1. November 1921 ausgeſtellt worden iſt, zwecks Anrechnung der für die alte Karte 
entrichteten Steuer auf die nachzuentrichtende zu berechnen, wieviel von dem entrichteten Steuerbetrag 
verhältnismäßig auf den Reſt der Gültigkeitsdauer für die Zeit nach dem 1. November 1921 entfällt. 
Bruchteile von Monaten find hierbei nicht zu berückſichtigen. 

(3) Die an Stelle der alten Karte zu erteilende Steuerkarte iſt für dieſelbe Zeit wie die alte 
auszuſtellen, doch können für Karten mit einer Gültigkeitsdauer von vier Monaten auch Steuerkarten mit 
einer Gültigkeitsdauer von ſechs Monaten erteilt werden, worauf die Steuerpflichtigen bei der an ſie nach 
Abf. 2 ergehenden Aufforderung auf Rückreichung der Steuerkarten hinzuweiſen find. Für die Berechnung 
des zu erhebenden Steuerbetrages iſt aber nur die Gültigkeitsdauer der neuen Steuerkarte ſeit dem 1. No 
vember 1921 maßgebend. Es iſt deshalb der auf dieſe Zeit verhältnismäßig entfallende Anteil des Geſamt⸗ 
betrages der nach dem Kraftfahrzeugſteuergeſetz fällig gewordenen Steuer zu berechnen; Bruchteile von 
Monaten ſind hierbei nicht zu berückſichtigen. Von dem auf dieſe Weiſe ermittelten Betrage iſt der nach 
Maßgabe des vorangegangenen Abſatzes berechnete Betrag in Abzug zu bringen. Der verbleibende Reſt, 
der nach der Vorſchrift im $ 6 des Geſetzes auf volle Mark nach oben abzurunden iſt, ſtellt die nach 
zuerhebende Steuer dar und iſt von dem Steuerpflichtigen zu erfordern. 

(4) Bei der Erteilung von Steuerkarten für Erlaubniskarten, die ſeit dem 1. November 1921 
ausgeſtellt und nach den bisherigen Vorſchriften verſteuert worden ſind, iſt der geſamte für die Erlaubnis⸗ 
karte entrichtete Steuerbetrag von der nach dem Kraftfahrzeugſteuergeſetz fällig gewordenen Steuer in Abzug 
zu bringen. Für die Geltungsdauer der neuen Karte gilt das in Abſatz 3 Geſagte. 

(5) Wird die Erteilung einer Steuerkarte für eine nach dem 1. November 1921 ausgeſtellte 
Erlaubniskarte nicht in Antrag gebracht, jo iſt gleichwohl die Stener entſprechend den vorangegangenen 
Beſtimmungen ohne Erteilung einer Karte nachzuerheben. 
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8 . 
Dieſe Anweiſung tritt mit der Verkündung des Geſetzes in Kraft. 


Danzig, den 17. Januar 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Dr. Ziehm. Volkmann. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A Schroth m Danzig. 


